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III. Konkrete Entwurfsnormen

Bezüglich der konkreten Entwurfs-
normen muss einleitend darauf hingewie-
sen werden, dass die überarbeiteten Um-
setzungsvorschriften (z. B. gemäß der
§§ 29 bzw. 133 SächsBG-E zum Lauf-
bahnrecht) gleichzeitig mit diesem Ge-
setz in Kraft treten müssen, da ansonsten
aufgrund der Unklarheit einiger Normen
praktische Umsetzungen erschwert oder
sogar unmöglich werden.

1. Sächsisches Beamtengesetz-Entwurf

„Übertragung eines Amtes mit leitender
Funktion im Beamtenverhältnis auf Zeit
(§ 9 SächsBG-E)

Die Regelung wurde durch mehrere
höchstrichterliche Entscheidungen für
unvereinbar mit dem Lebenszeitprinzip
als hergebrachtem Grundsatz des Beam-
tenrechts angesehen. Dem schließt sich
der DGB an und fordert daher die ersatz-
lose Streichung. Die Reglung ist i. Ü. an-
gesichts des in § 8 SächsBG-E geregelten
Probebeamtenverhältnisses überflüssig.

Vorbereitungsdienst für die höheren
Lehrämter an Gymnasien und berufsbil-
denden Schulen (§ 18, Abs. 6)

Der DGB gibt zu bedenken, dass eine
Verkürzung des Vorbereitungsdienstes
auf ein Jahr für die höheren Lehrämter
zwischen den Bundesländern nicht un-
strittig ist und es gegenwärtig deshalb
nicht auszuschließen ist, dass Absolven-
ten dieses verkürzten Vorbereitungs-
dienstes bei der Besoldung in anderen
Bundesländern benachteiligt werden.

Personalentwicklung (§ 24 SächsBG-E)

Bei den pflichtgemäß und regelmäßig
von den Dienststellen zu erarbeitenden

Personalentwicklungskonzepten muss
das personalrechtliche Mitbestimmungs-
verfahren beachtet werden. Es wäre sinn-
voll, das Verfahren zur Pflicht zu ma-
chen, da maßgeblich die Grundsätze der
Fortbildung berührt werden, die bereits
jetzt schon der Mitbestimmung unterlie-
gen.

Beförderung (§ 27 SächsBG-E)

Der DGB Sachsen ist der Überzeu-
gung, dass die Grundqualifikationen bei
der Einstellung und der Übernahme in
das Beamtenverhältnis von ausschlag-
gebender Bedeutung sind. Bei einem
Wechsel zwischen den Einstiegsebenen
muss jedoch die erbrachte Leistung das
bestimmende Merkmal darstellen. Dies
ist insbesondere der Fall, wenn der be-
treffende Beamte bereits eine Grund-
qualifikation nachweisen kann, die schon
für die zweite Einstiegsebene der jeweili-
gen Laufbahn befähigt, er jedoch, aus
welchen Gründen auch immer, lediglich
in der ersten Einstiegsebene verbeamtet
worden ist.

Wir schlagen vor, dass für Beamte nur
dann eine besondere Qualifizierung vor-
gesehen wird, wenn die Zugangsvoraus-
setzungen für das zweite Einstiegsamt
der Laufbahngruppe nicht vorliegen.

Abordnung (§ 31 SächsBG-E)

Entsprechend der Vorgabe des § 32
Abs. 5 SächsBG-E (Versetzung) sollte
auch eine Anhörung des Beamten vor
der Abordnung gesetzlich geregelt wer-
den.

Ruhestand wegen Erreichens der
Altersgrenze (§ 46 Abs. 1 SächsBG-E)

Der DGB Sachsen spricht sich klar
gegen eine pauschale Anhebung der
Lebensarbeitszeit aus. Hier wird sinnge-

mäß auf die unten stehenden Erläuterun-
gen zu § 139 Abs. 1 SächsBG-E verwie-
sen.

Arbeitszeit und Urlaub
(§§ 95 ff. SächsBG-E)

Der DGB fordert die inhaltsgleiche
Wiederaufnahme der Altersteilzeit für
die Beamtinnen und Beamten entspre-
chend der „alten“ Regelung des ehemali-
gen § 143a SächsBG.

Eintritt in den Ruhestand
(§ 139 Abs. 1 SächsBG-E)

Der DGB Sachsen spricht sich klar ge-
gen eine pauschale Anhebung der Le-
bensarbeitszeit aus.

Die verantwortlichen Politiker sollten
in ihre Überlegungen einfließen lassen,
dass neben allen vermeintlichen fiskali-
schen Problemen die Verhinderung der
Überalterung und die Funktionalität der
Polizei im Vordergrund stehen sollten.

In der wissenschaftlichen Literatur
wird davor gewarnt, dass man betroffene
Menschen (beispielsweise jeden einzel-
nen Beschäftigten in der Polizei) in seiner
Persönlichkeit zerstört, wenn man aus-
schließlich fiskalische Gründe bei der
Anhebung der Lebensarbeitszeit be-
trachtet. Es kann nicht im Interesse des
Steuerzahlers liegen, Beschäftigte gegen
ihren Willen länger in der Polizei zu hal-
ten, die keine effizienten Leistungen
mehr erbringen können.

Schon allein der Versuch, durch die
angedachten Regelungen Einsparungen
von Versorgungsbezügen zu erreichen,
geht zu Lasten der Nachwuchsbewerber.

Dem Gesetzgeber wird seitens des
DGB Sachsen dringend geraten, die An-
hebung der Lebensarbeitszeit zurückzu-
nehmen.

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des
Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrechts

im Freistaat Sachsen
Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes Bezirk Sachsen (Teil 2)
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„Zwei Wahrheiten können sich
nie widersprechen.“

Galileo Galilei
(1564 bis 1642)

Gut und Böse liegen oft nah beieinan-
der, manchmal auch in einem Gesetzent-
wurf. Es gibt, wie beschrieben, drei Teile
in der uns bekannten Fassung: Das allge-
meine Beamtenrecht, das Besoldungs-
recht und das Versorgungsrecht. Im Fol-
genden skizzenhafte, eine „Gut-Böse“-
Betrachtung.

Was gefällt mir am Entwurf?

Dienstrecht: Es soll die verbesserte
Möglichkeit geben, als Quereinsteiger in
das Beamtenverhältnis zu kommen. Das
kann, wenn es um Fachleute geht, in vie-
len Fällen bereichernd wirken. Das da-
mit einhergehende Willkürrisiko, politi-
sche Freunde in herausgehobenere Pöst-
chen zu hiefen, will mir aber nicht aus
dem Sinn. Die Höchstdauererhöhung
für unterhälftige Teilzeit von 12 auf 15
Jahre ist zu begrüßen.

Besoldungsrecht: Das Kindergeld um
30 Euro zu erhöhen ist ein Signal in die
richtige Richtung. Ob das ausreichend ist,
sei dabei dahingestellt. Ebenso begrüßt
werden darf der Wegfall der Stellenober-
grenzenregelung. Früher durfte der Ge-
setzgeber (aus meiner Sicht verfassungs-
widrig) nicht frei entscheiden, wie viele
Stellen in welchem Amt er im Haushalt
einstellt, weil das Finanzmysterium ihm
gesagt hat, wie viele Stellen es prozentual
verteilt in welchem Amt geben darf. Jetzt
darf das Parlament selbst entscheiden und
wir haben eine direktere Einflussnahme
und das Parlament kann sich nicht mehr
hinter dem SMF verstecken. Letztlich soll
die Gleichstellung der eingetragenen Le-
benspartnerschaften vollzogen werden. So
viel Ehre für einen Lebensentwurf, der
nach Aussagen des sächsischen CDU-
Fraktionschefs nicht den Traditionen der
christlich-abendländischen Kultur ent-
spräche. Naja, Rassismus hat viele Gesich-
ter …

Versorgungsrecht: Endlich hört die
Sklaverei auf. Wer mit 50 Jahren einfach
noch mal außerhalb der Polizei eine Kar-
riere starten wollte, verlor jeden Anspruch
auf Versorgung und wurde wegen des Sta-
tus seiner Alimentation als Einkommens-
loser mit Mindestbeiträgen nachversi-
chert. Klar, dass man ab einem bestimm-
tenPunktgeblieben ist.DieAnhebungder
Hinzuverdienstgrenze von 325 Euro auf
400 Euro ist nett, mehr nicht.

Was gefällt mir nicht am Entwurf?

Dienstrecht: Umfänglich wird Beför-
derungsvoraussetzungen gehuldigt, die
verstärkt werden, anstatt gerechterweise
Dienstpostenvergabe an Voraussetzun-
gen zu koppeln, um dann auch nach
Dienstpostenbewertung zu bezahlen.
Diese Beförderungsverweigerung ist
Ausbeutung jedes Beamten A 8, der
Streifenführer ist, und je-des Beamten
A 11, der DGF ist. PUNKT! Ebenso
bleibt man bei der Lebensarbeitszeitver-
längerung für PB bis A 13 auf 62 Jahre.
Ich wünsche manchem Ministerialbeam-
ten mal einen Monat Schichtdienst!

Besoldungsrecht: Mit dem Namen
„Personalgewinnungszulage“ wird eine
Günstlingswirtschaft eingeführt, die den
Parteiapparat der DDR in den Schatten
stellt. Dem, der sich zu fein ist, für das re-
guläre Gehalt hier zu arbeiten, wird ein
Zuschlag gezahlt, weil wir ihn haben wol-
len. Ich wette eine gute Flasche Rotwein,
dass das ab A 13 Relevanz entfaltet und
Mitglieder der eigenen Partei im Auge hat.
Dass die Sonderzahlung nicht wieder ein-
geführt wird nach Entwurf, soll der Voll-
ständigkeit halber genannt sein. Im Übri-
gen hat die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit nicht zur Folge, dass eine weitere
Aufstiegsstufe in die Gehaltstabelle aufge-
nommen wird.

Versorgungsrecht: Der nicht rückgän-
gig gemachte Wegfall der Ausgleichs-
zahlung bei besonderen Altersgrenzen
benachteiligt uns und klaut denen, die
eben nicht bis 67 Jahre Versorgungsleis-
tungen aufbauen konnten, gute 4000
Euro. Eine Hässlichkeit gibt es beim Al-
tersgeld: Es wird nicht ab 62 gezahlt (wie
es der Anspruch wäre) sondern erst ab
67 Jahren. In der Zeit kann es der Frei-
staat noch als Bürgschaft für Bankerver-
sagen behalten und anlegen.

Was kann ich im Moment nicht werten?

Die gewollte Durchlässigkeit der neuen
nur zwei Laufbahnen kann für viele eine
Chancesein,aberdazumüssenwirdieAus-
führungsvorschrift sehen. Die Anrechnung
von Vordienstzeiten bei der Stufenzuord-
nung ist sinnvoll. Aber nicht jedem Polit-
günstling muss eine Tätigkeit als Teamlei-
ter als herausgehobene Führungserfahrung
angerechnet werden. Peer Oehler
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Das Hinausschieben der Altersgrenze
ist für die reibungslose und effektive Ar-
beit in der Polizei des Freistaates höchst
unzweckmäßig. Sollte es wider Erwarten
zu keinerlei Einsicht bei den Verantwort-
lichen kommen, so kritisiert der DGB
Sachsen auch die detaillierte Umsetzung
im Gesetzesentwurf.

Folgende Überlegungen/Änderungen
müssen zwingend umgesetzt werden:

Eintritt in den Ruhestand
(§ 139 Abs. 5 SächsBG-E)

a) Die bereits im § 139 Abs. 5
SächsBG-E erwähnten Tätigkeiten müs-
sen um folgende erweitert werden:

• Wechselschichtdienst
• Schichtdienst
• Bereitschaftspolizei
• USBV
Denn nicht nur die Tätigkeiten im

SEK, MEK etc., sondern auch die von
uns aufgeführten Tätigkeiten stellen ganz
besondere Belastungen für die Beschäf-
tigten in der Polizei dar.

Beispielsweise unterscheidet sich der
polizeiliche Schichtdienst in einigen we-
sentlichen Punkten von Schichtdiensten
anderer Branchen.

In den meisten Branchen sind die an-
fallenden Arbeitsgänge geregelt. Es han-
delt sich um gleiche oder zumindest
gleichartige Verrichtungen, die in festge-
legten Intervallen ohne Störungen ablau-
fen.

Im polizeilichen Schichtdienst sind die
Verrichtungen dagegen nicht oder nur
gering geregelt. Das Aufgabenspektrum
bemisst sich an durch Rechts- und Ord-
nungsakte übertragenen Aufgaben, die
abschließend nicht darstellbar sind.

Der zeitliche Anfall der Verrichtun-
gen ist aus Sicht der Polizeibeschäftigten
ebenfalls zufällig. Niemand kann Einfluss
darauf nehmen, zu wel-
chem Zeitpunkt bestimm-
te polizeiliche Dienstleis-
tungen in Anspruch ge-
nommen werden. Gleich-
artige Einsatzlagen kön-
nen friedlich oder aber
auch unfriedlich bis hin
zum Einsatz von Waffen
ablaufen.

In der Bereitschaftspo-
lizei herrscht sogar perma-
nente Ungewissheit über
Zeit, Ort und Ablauf des
Dienstes; für alle Beschäf-
tigten eine starke Belas-

tung. Verstärkt wird diese Belastung im-
mer wieder durch über die gesetzlichen
Grenzen hinaus verlängerte, nicht regel-
bare Arbeitszeiten. Aus diesem Grund
müssen auch die vom DGB Sachsen an-
geführten Tätigkeiten in den § 139 Abs. 5
SächsBG-E aufgenommen werden.

b) Diese angegebenen Tätigkeiten
dürfen jedoch nicht getrennt voneinan-
der betrachtet werden, da die Regelun-
gen des § 139 Abs. 5 SächsBG-E sonst ins
Leere laufen. Es ist unrealistisch anzu-
nehmen, dass ein Beamter 20 Jahre lang
z. B. beim SEK, beim MEK oder als Tau-
cher tätig ist. Aus diesem Grund müssen
die belastenden Tätigkeiten als Summe
betrachtet werden. Einen Stichtag festzu-
legen, wann punktgenau die 20 Jahre ei-
nes solchen Dienstes erfüllt seien, wäre
unzweckmäßig und ungerecht.

Folgende Regelung würde zu mehr
Transparenz und Gerechtigkeit führen:

Abhängig von der Gesamtdauer dieser
belastenden Tätigkeiten muss es den Be-
schäftigten ermöglicht werden, ab-
schlagsfrei vor dem 62. Lebensjahr (für
den höheren Dienst vor dem 64. Lebens-
jahr) in den Ruhestand versetzt zu wer-
den.

Dazu wird folgende Faktorisierung
empfohlen:

Anmerkung: Jeder angefangene Mo-
nat muss für die Berechnung gelten!

Unstrittig und mit dem Entwurf über-
einstimmend sollten 20 Tätigkeitsjahre in
den erwähnten (und erweiterten) belas-
tenden Tätigkeiten dazu ausreichen, wei-
terhin mit 60 Jahren abschlagsfrei in den
Ruhestand versetzt zu werden.

Auch die vorgeschlagene Faktorisie-
rung würde diesem Entwurf gerecht wer-
den (20 Jahre = Ruhestand mit 60 Jah-
ren), weshalb es keine Gegenargumenta-
tion geben kann.

Es ist mehr als konsequent, zweckmä-
ßig und gerecht, dass beispielsweise ein

Beamter bis zur Besoldungsgruppe A 13,
der 35 Jahre solch belastende Tätigkeiten
absolviert hat, bereits mit 58 Jahren und
sechs Monaten („Gewinn“ von 42 Mona-
ten gegenüber dem 62. Lebensjahr) in
den Ruhestand versetzt wird. Diese Kon-
stellation wird der absolute Ausnahme-
fall sein, da der betreffende Beamte mit
20 Jahren (nach dem Vorbereitungs-
dienst) in die Bereitschaftspolizei und
von dort beispielsweise nahtlos fast bis zu
seiner Pensionierung in den Wechsel-
schichtdienst versetzt werden müsste.

Eintritt in den Ruhestand
(§ 139 Abs. 6 SächsBG-E)

a) Konsequenterweise muss auf
Grund der Gleichbehandlung jedem Be-
amten die Möglichkeit zustehen, mit 58
Jahren und sechs Monaten in den Ruhe-
stand auf eigenen Antrag versetzt zu wer-
den (wie einem Beamten mit 35 Dienst-
jahren in einer stark belastenden Tätig-
keit gem. § 139 Abs. 5 SächsBG-E – siehe
Faktorisierung).

Da dieser Beamte unter Umständen
aber wissentlich keine Tätigkeiten gemäß
§ 139 Abs. 5 SächsBG-E absolviert hat,
kann er diese Möglichkeit nur unter In-
kaufnahme von Abschlägen nutzen.

Im Interesse der Verjüngung der
Staatsverwaltung und der Einstellungs-
möglichkeiten sollte von dieser Möglich-
keit Gebrauch gemacht werden.

b) Des Weiteren muss in dieser Rege-
lung auch die Möglichkeit der abschlags-
freien In-Ruhestand-Versetzung für
schwerbehinderte Menschen mit 58 Jah-
ren und sechs Monaten aufgenommen
werden.

Übergangsregelung zur Anhebung der
Altersgrenzen (§ 156 Abs. 1 i. V. m. § 139
Abs. 2 und 4 SächsBG-E)

Fortsetzung von Seite 1
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In jüngster Vergangenheit haben die
deutschen Gerichte eine Vielzahl von
Urteilen zum Allgemeinen Gleichstel-
lungsgesetz (AGG) treffen müssen. Dies
sollte in der jetzigen Phase der Diskussi-
on um die Dienstrechtsneuordnung für
die Zukunft vermieden werden.

Deshalb fordert der DGB Sachsen,
dass die schrittweise Anhebung der Le-
bensarbeitszeit nicht wie vorgesehen mit
dem Geburtsjahr 1952, sondern erst mit
dem Geburtsjahr 1954 beginnt.

Begründung:

Im § 156 Abs. 1 SächsBG-E ist vorge-
sehen, dass für sich in Altersteilzeit befin-
dende Beamte die „alte“ Regelung (Ru-
hestand mit 60 Jahren) bestehen bleibt.
Dies kann theoretisch noch Beamte be-
treffen, die sich bis zum 31.12.2014 in Al-
tersteilzeit befinden (Geburtsjahr 1954).

Für Beamte, die sich nicht in Altersteil-
zeit befinden, ergäbe sich beim gleichen
Geburtsjahr jedoch eine längere Dienstzeit.

Sonderbestimmung zur Versetzung in
den Ruhestand ohne Nachweis der
Dienstunfähigkeit (§ 157 SächsBG-E)

1. Der § 157 SächsBG-E bringt mehr fi-
nanzielle Nachteile als Vergünstigungen,
vor allem für die Beamtinnen und Beam-
ten des Vollzugsdienstes. Durch eine auf
Antrag gewährte vorzeitige Versetzung
in den Ruhestand gemäß § 157 SächsBG-
E kommt es dazu, dass

a) der § 16 SächsBeamtVG-E erst mit
dem Erreichen der für den Beamten gel-
tenden (besonderen) Altersgrenze greift
und der Beamte über Monate hinweg
keine vorübergehende Erhöhung des
Ruhegehaltssatzes erfährt und

b) die Beamtinnen und Beamten damit
generell auf den Ausgleich für besondere
Altersgrenzen entsprechend des § 91
SächsBeamtVG-E verzichten müssen.

Aus Sicht des DGB Sachsen sollte Fol-
gendes klargestellt werden:

Auch die Regelung des § 157
SächsBG-E stellt eine besondere Alters-
grenze für den Eintritt in den Ruhestand
(vergleichsweise der §§ 46 und 139
SächsBG-E) dar.

2. Das Erreichen der Altersgrenze ent-
sprechend § 157 Satz 1 Nr. 3 SächsBG-E
sollte auf den 31. 12. 2025 festgelegt wer-
den, da die Regelung im Gesetzesentwurf
ein Ausfluss des bisherigen Stellenab-
baubegleitgesetzes ist und der Stellenab-
bau beispielsweise in der Polizei zwi-
schenzeitlich auf das Jahr 2025 verscho-

ben worden ist. Somit verfehlt der vorlie-
gende Gesetzentwurf das Ziel.

Konsequenterweise muss in diesem
Zusammenhang auch die Frist der An-
tragsstellung im § 157 Satz 1 Nr. 2
SächsBG-E überdacht werden, um sie
praktikabel zu gestalten.

2. Sächsisches Besoldungsgesetz-
Entwurf (SächsBesG-E)
Besoldung (§ 2 Abs. 2 SächsBesG-E)

Der DGB Sachsen fordert die Aufnah-
me der jährlichen Sonderzahlung und des
Urlaubsgeldes in den § 2 Abs. 2 Sächs-
BesG-E.

Polizeivollzugs- und Steuerfahndungs-
dienstzulage (§ 48 SächsBesG-E)

Der DGB Sachsen fordert die Aufnah-
me der Ruhegehaltfähigkeit dieser Zula-
ge.

Feuerwehrzulage
(§ 49 SächsBesG-E)

Der DGB fordert die Aufnahme der
Ruhegehaltfähigkeit dieser Zulage.

Zulage für die Wahrnehmung befristeter
Funktionen (§ 5 SächsBesG-E)

Der § 53 SächsBesG-E sollte auf die
Adressaten, bei denen es eine Abwei-
chung des Amtes zur Dienstpostenbewer-
tung gibt, mindestens jedoch auf die des
bisherigen § 46 des Bundesbesoldungsge-
setzes (BBesG) erweitert werden. Die Zu-
lage ist mit dem Beginn der Wahrneh-
mung der befristeten oder unbefristeten
Funktion zu zahlen.

In der übersandten Begründung werden
verfassungsrechtliche Bedenken lediglich
angeführt, die nicht näher erläutert wur-
den und dem DGB nicht bekannt sind.

Zuschlag zur Personalgewinnung
(§ 61 SächsBesG-E)

Der DGB spricht sich dafür aus, diese
Regelung ersatzlos zu streichen, da diese
nicht willkürfrei zur Anwendung kom-
men kann. Stattdessen sind die Dienst-
posten durchgehend so zu bewerten, dass
sie für die Adressaten des o. a. Paragra-
phen attraktiv sind.

Leistungsstufen, Leistungsprämien,
Ausgleichspauschale
(§§ 65, 66 SächsBesG-E)

Wie bereits unter Punkt II. ausgeführt,
können die von der Staatsregierung vor-

geschlagenen Elemente der Leistungsbe-
zahlung kompensierend in Wegfall gera-
ten, da in vielfältiger Form nachweisbar
ist, dass Leistungsprämien und -stufen ih-
ren Zweck verfehlen. Verwiesen wird in
diesem Zusammenhang auf die Begrün-
dung zum vorliegenden Gesetzentwurf,
in der es heißt:

„Die Leistungsstufe hat sich in der Ver-
gangenheit als Leistungselement nicht be-
währt. Aus Vereinfachungsgründen wird
auf dieses Instrument in Zukunft verzich-
tet.“

Aus diesem Grunde sollte die Aus-
gleichspauschale (siehe Vorgehensweise
bei Richtern, § 66 Abs. 3 SächsBesG-E)
für alle Beamtinnen und Beamten in Er-
wägung gezogen werden.

Anwärterbezüge (§ 68)

Da der DGB die Wiedereinführung
der Jahressonderzahlung und des Ur-
laubsgeldes fordert, sind diese Sonder-
zahlungen auch den Anwärter/-innen zu
gewähren und entsprechend im § 68 zu
ergänzen.

Höhe der vermögenswirksamen Leistung
(§ 75 SächsBesG-E)

Aus Gründen der Attraktivität sollte
der Betrag der vermögenswirksamen
Leistungen erkennbar und deutlich er-
höht und dynamisiert werden.

Besoldungsordnungen A und B
(§ 20) in Verbindung mit Anlage 1

Angesichts der aktuellen Auseinan-
dersetzungen um eine Aufwertung des
Lehrerberufes im Freistaat Sachsen als
eine wesentliche Voraussetzung für die
Lehrernachwuchsgewinnung ist es für
den DGB völlig unverständlich, dass mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf keiner-
lei positive Signale in dieser Hinsicht ge-
sendet werden. Statt mit der Neuordnung
der Laufbahnen das Eingangsamt für alle
Lehrämter in A 13 auszubringen, wird an
der ungleichen Bewertung der Lehräm-
ter festgehalten, ein willkürlicher Stellen-
kegel bei den Mittelschullehrern auf-
rechterhalten und die Bündelung der
Laufbahnen zur Abwertung des Lehram-
tes für Förderschulen (von A 13 gD auf
A 12) genutzt.

Aufgrund der derzeit noch geltenden
tariflichen Verweisung hätten diese Be-
soldungsregelungen auch negative Wir-
kungen auf die Eingruppierung der im
Freistaat Sachsen ausschließlich als Ar-
beitnehmer beschäftigten Lehrkräfte.
Der DGB Sachsen bezweifelt, dass dem

LANDESJOURNAL Sachsen

NEUORDNUNG DES DIENSTRECHTS

Fortsetzung von Seite 3
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Staatsministerium für Kultus die Konse-
quenzen der vorliegenden Besoldungs-
struktur für Lehrkräfte bewusst waren,
als es seine Zustimmung dafür gegeben
hat.

Lehrkräfte mit Lehrbefähigungen nach
dem Recht der ehemaligen DDR (§ 91)

Mehr als 20 Jahre nach der Herstellung
der deutschen Einheit sind gesonderte
Einstufungen wegen einer noch in der
DDR absolvierten Lehrerausbildung ent-
behrlich. Mit der Neuordnung der Lauf-
bahnen und der Ämterstrukturen ist auch
eine entsprechende Zuordnung zu den zu-
künftigen Lehrämtern möglich. Der DGB
ist gern bereit, dazu konkrete Vorschläge
zu unterbreiten.

3. Sächsisches Beamtenversorgungs-
gesetz-Entwurf (SächsBeamtVG-E)

Höhe des Ruhegehalts
(§ 15 SächsBeamtVG-E)

Der DGB Sachsen fordert, dass der
Höchstruhegehaltssatz in Höhe von 71,75
Prozent gestrichen wird.

Unter dem Gesichtspunkt der Möglich-
keit, freiwillig länger als bis zur gesetzlich
vorgegebenen Altersgrenze arbeiten zu
können (§ 47 SächsBG-E), sollte sich die
verlängerte Tätigkeit auch in der Höhe
des Ruhegehaltes niederschlagen.

Nach dem Motto: „Wer länger arbeitet,
soll dies auch in der Versorgung spüren!“

Höhe des Ruhegehalts
(§ 15 Abs. 2 Satz 5 SächsBeamtVG-E)

Diese Vorschrift stellt eine ungerecht-
fertigte Besserstellung der Beamten der
Laufbahngruppe 2 dar, da von ihr die Be-
amten der Laufbahngruppe 1 nicht be-
troffen sein können.

Ein Beamter beispielsweise der Lauf-
bahngruppe 1 (Ausbildungsbeginn frü-
hestens mit 17 Jahren) hat mit 62 Jahren
45 Dienstjahre absolviert und damit kei-
ne Möglichkeit, abschlagsfrei entspre-
chend seiner geleisteten (nicht stark be-
lastender – ansonsten greift die Faktori-
sierung) Dienstjahre vorzeitig in den Ru-
hestand versetzt zu werden.

Deshalb fordert die DGB Sachsen,
dass im § 15 Abs. 2 Satz 5 SächsBe-
amtVG-E bei Anwendung des § 139 Abs.
6 SächsBG-E das 60. Lebensjahr voll-
endet sein muss und 40 Jahre mit ruhege-
haltfähigen Dienstzeiten zurückgelegt
werden müssen.

Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen
(Abschnitt 2, Unterabschnitt 5)

Der DGB Sachsen fordert die Wieder-
einführung des Ausgleichs bei besonde-
ren Altersgrenzen und schließt sich damit
der Auffassung des SMI an.

Zusammmentreffen von Versorgungs-
bezügen mit Erwerbs- und Erwerbs-
ersatzeinkommen
(§ 72 Abs. 6 SächsBeamtVG-E)

Bei Erreichen der Regelaltersgrenze
sollte auf jegliche Hinzuverdienstgren-
zen verzichtet werden.

Zusammentreffen von
Versorgungsbezügen mit Renten
(§ 74 SächsBeamtVG-E)

Der DGB Sachsen fordert konse-
quent, die vorliegende Reform dazu zu
nutzen, die Trennung der Systeme end-
gültig und unter Ansetzung gleicher
Maßstäbe für alle durchzusetzen.

Dazu sollte eine Verrechnung der Ver-
sorgungsbezüge mit den Renten nicht
mehr vorgenommen werden, so wie es im
vorliegenden Entwurf bereits bei der Al-
tersgeldregelung in den §§ 92 ff. Sächs
BeamtVG-E vollzogen wird.

Altersgeld
(§ 92 ff. SächsBeamtVG-E)

Der § 94 Abs. 1 ist nach Auffassung des
DGB ersatzlos zu streichen. Das Alters-
geld ist ab Erreichen der regulären oder
besonderen Altersgrenze zu zahlen.

LANDESJOURNALSachsen

NEUORDNUNG DES DIENSTRECHTS

BEZIRKSGRUPPE ZWICKAU

Nachruf
Mit tiefer Trauer nahmen wir am 7. Februar 2013 die Nachricht vom Ableben

nach schwerer Krankheit unseres Kollegen und ehemaligen Diensthundeführers

Manfred Fischer, 68 Jahre,
auf. Wir verlieren mit ihm einen beliebten Kollegen, der bis zu seiner Pensio-

nierung zur ehemaligen Polizeidirektion Plauen gehörte. Die Gedanken in diesen
schweren Stunden sind bei der Ehefrau und den Familienangehörigen.

Es nehmen die Kolleginnen und Kollegen der Gewerkschaft der Polizei –
Seniorengruppe „Vogtland“ Abschied von unserem Mitglied Manfred und

werden ihn in ewiger Erinnerung behalten.

i. A. gez. Johann Hager, Seniorenbeauftragter
Seniorengruppe „Vogtland“ GdP-Bezirksgruppe Zwickau

Plauen, im Februar 2013
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Die Neuorganisation der sächsischen
Polizei hat natürlich auch Auswirkungen
auf die Personalvertretungen in einigen
Dienststellen. So macht es sich erforder-
lich, dass in den Polizeidirektionen Dres-
den und Leipzig sowie in der Bereitschafts-
polizei und an der Hochschule der Sächsi-
schen Polizei (FH) Neuwahlen stattfinden.

Die Wahlen zu den Personalräten wer-
den in der Zeit vom 16. bis 18. April 2013
stattfinden, zu den Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen voraussichtlich vom
6. bis 8. Mai 2013.

Als Gewerkschaft der Polizei rufen wir
hiermit unsere Mitglieder dazu auf, ihr
Wahlrecht zu nutzen und somit dafür zu
sorgen, dass sich auch zukünftig kompe-

tente und mit Sach- und Fachkenntnissen
ausgestattete Kolleginnen und Kollegen
aus unseren Reihen als Interessenvertre-
ter in den Dienststellen und Einrichtun-
gen der Polizei für unsere Bedürfnisse ein-
setzen können.

Die aktive Teilnahme aller Kolleginnen
und Kollegen an den bevorstehenden
Wahlen ist wichtiger denn je! Vor uns ste-
hen enorme Anstrengungen bezüglich der
endgültigen schrittweisen Umsetzung des
Projektes „Polizei.Sachsen.2020“! Fremd-
vergaben und Privatisierungen sind im Ge-
spräch! Stellenhebungen müssen in die
Praxis umgesetzt werden! Die Dienst-
rechtsreform schickt ihre nicht gerade Gu-
tes verheißenden Vorboten ins Land.

Denkt daran:
Nur mit der Wahl unserer GdP-Mitglie-

der in die Personalräte und Jugend- und
Auszubildendenvertretungen können wir
gewährleisten, dass unsere Rechte nicht
durch andere oder gar nicht verhandelt
werden.

Es muss uns ein Anliegen sein, dass die
GdP als stärkste Gewerkschaft ihre Kandi-
daten bei diesen Wahlen unterstützt.

Unsere Forderungen gegenüber dem
Dienstherrn bzw. Arbeitgeber werden sich
nicht im Selbstlauf erfüllen. Das muss je-
dem bewusst sein!

Wir zählen auf Euch!
Euer

Hagen Husgen

LANDESJOURNAL Sachsen

PERSONALRATSWAHLEN 2013

BEZIRKSGRUPPE HOCHSCHULE DER SÄCHSISCHEN POLIZEI

Bezirksgruppe stellt ein erfahrenes
Team zur Personalratswahl 2013

Die Bezirksgruppe der Hochschule
der Sächsischen Polizei stellt ein erfahre-
nes Team aus den Dienstorten Bautzen
und Rothenburg zur Wahl.

Gerade in einer Zeit, in der neue
Dienstvereinbarungen geschlossen wer-
den, ist es erforderlich, Sachverstand und
Durchsetzungsvermögen mitzubringen,
um die Interessen der Bediensteten zu
wahren.

Es darf bei neu zu schließenden Dienst-
vereinbarungen zu keiner Schlechterstel-
lung der Mitarbeiter kommen, genannt sei
hier nur die Dienstvereinbarung zur Ar-
beitszeit. Die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf soll sich im Arbeitsalltag wider-
spiegeln.

Nachfolgende Kandidaten/-innen der
Bezirksgruppe PolFH werden zur Perso-
nalratswahl aufgestellt:

Beamte Arbeitnehmer

Manuela Jerzy

René Pawelka
Frank Matz

Hardy Hohlefeld

Reiner Volz

Monika Kranhold
Lutz Westphal

Ines Förster
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Das erste Vierteljahr in einer neuen,
großflächig zusammengeführten Polizei-
direktion ist absolviert. Jeder unserer
2500 Kolleginnen und Kollegen gestaltet
diesen Prozess für sich und sein Umfeld
in der eigenen Art und Weise mit.

Die zurückliegende Zeit wurde haupt-
sächlich bestimmt vom Gedankenaus-
tausch, dem Finden im Gespräch, dem
Aufbau von Vertrauen, dem Austausch
von Erfahrungen und Suchen eines ge-
meinsamen Weges, einem Miteinander.

Noch lassen aber die zurückliegenden
Jahre einen nicht los. Gedanken an den
alten Arbeitsplatz, die gelebte Gemein-
schaft im alten Bereich, der geregelte Ab-
lauf und der eigene Stellenwert lassen
gerne die Gedanken an die gute alte Zeit
schweifen.

Wir wollen hier nicht von guten Chan-
cen durch die Entstehung einer gemeinsa-
men Polizeidirektion sprechen, wenn ge-
rade in unserer Polizei für hervorragende
Kolleginnen und Kollegen wichtige Funk-
tionsstellen im Vollzugs- und Verwal-
tungsdienst reduziert wurden und/oder
deren Erreichbarkeit in die Ferne rückte.

Aber, wie Unsicherheiten entgegen-
treten und dem Unmut beikommen …
• wenn schon wieder Reviere zusammen-

gelegt wurden und deren Einsatzgebie-
te in Meißen, Dippoldiswalde und
Dresden mit allen Facetten der tägli-
chen Arbeit Dimensionen erreichen,
die vorher noch nie dagewesen sind?

• wenn eine gemeinsame und einheitliche
Arbeit in einem Führungs- und Lagezen-
trum in nächster Zeit nicht möglich ist?

• wenn zusammengehörende Organisati-
onseinheiten sich über mehrere Liegen-
schaften verstreuen?

• wenn Bürgerpolizisten in vielen ländli-
chen Gebieten die einzige Vorortpoli-
zei und Ansprechpartner im täglichen
Ordnungs- und Sicherheitsauftrag sind?
Jede Kollegin und jeder Kollege war in

den zurückliegenden Monaten Betroffe-
ner in diesem Prozess der Neuorganisati-
on Polizei 2020.

Und hinter jeder dieser politisch ange-
zettelten Maßnahmen und Veränderun-
gen verbirgt sich in der Umsetzung ein
Bediensteter der sächsischen Polizei, ei-
ne Person, ein Mensch.

Auch Landesbedienstete sind Men-
schen mit Lebens- und Diensterfahrun-
gen, die ihre Arbeit geschätzt und gewür-
digt wissen wollen.

Der Anspruch an den Gestaltungs-
prozess ist entsprechend hoch, ebenso
wie die Befürchtung der Leistungsstei-
gerung unter den Aussichten der Ar-
beitsverdichtung und vor allem der
Hoffnung, diese Anforderungen schad-
los und gesund bestehen zu können.
Arbeit, die durch jeden Einzelnen von
uns zu bewältigen ist und eben nicht
durch emotionslose funktionierende
Maschinen. Es gilt auch weiterhin Pro-
bleme aufzuzeigen und zu bewerten, mit-
einander zu reden, Lösungsansätze zu
finden und gemeinsam zu gestalten.
Denn Sorgen, Nöte und Befindlichkeiten
können eben nicht durch Verordnungen
und Weisungen beseitigt werden. Hier ist
der würdevolle Umgang miteinander und
füreinander, der des Einzelnen genauso
wie der in einer Gemeinschaft gefragt.

Wir können nur miteinander bestehen,
da kommt es auf jeden von uns an.

Personalräte der Gewerkschaft der
Polizei sollen hier ein wichtiger Garant
sein, die Unendlichkeit der Anforderun-
gen an die Landesbediensteten in Gren-
zen zu halten und unter Zuhilfenahme
bestehender Gesetzlichkeiten diesen An-
spruch auch durchzusetzen.

Dafür stellen sich verlässliche und
kompetente Mitglieder unserer Gewerk-
schaft der bevorstehenden Wahl für die
Personalvertretung in der Polizeidirekti-
on Dresden.
• Wir wollen die Chance nutzen, ein star-

kes Gremium zusammenzustellen, wel-

ches ausschließlich dafür da ist, Euch
und Eure Interessen angemessen zu
vertreten.

• Wir versprechen nichts Unmögliches,
versichern aber, dass Bestmögliche zu
geben und mit Kompetenz und Ehrlich-
keit aufzutreten.

• Wir stellen uns auch weiterhin einer kri-
tischen Begleitung des fortzuführenden
Reformprozesses mit Hauptaugenmerk
auf die Belange der Beschäftigten.

• Wir stehen dafür, Gehör für jede Art
von Problemen zu haben und machbare
Hilfestellung und Unterstützung zu leis-
ten.

• Unser Anspruch: Leistung muss aner-
kannt werden und sich lohnen, was sich
in der Beurteilungsgerechtigkeit aller
Laufbahnen widerspiegeln muss.

Da wir nur mit Euch etwas erreichen
können, beteiligt Euch an der Personal-
ratswahl!

Stärkt unseren Kandidatinnen und
Kandidaten der Gewerkschaft der Poli-
zei den Rücken und sorgt dafür, dass wir
mit einer starken Personalvertretung an-
treten können, die Euch den Rücken
stärkt!

Lutz Schiefner – Liste Beamte
Uwe Wendt – Liste Arbeitnehmer

Gedanken zur Personalratswahl in der
Polizeidirektion Dresden 2013

LANDESJOURNAL Sachsen

BEZIRKSGRUPPE DRESDEN

Lutz Schiefner Uwe Wendt
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Das Einsatzleitsystem in Verbindung
mit dem Funk-/Notrufabfragesystem
FNAS ist eine gut gedachte Sache. Wenn
alles funktioniert, würde es die Arbeit
der Disponenten erheblich erleichtern.

Seit April 2012 ist das Einsatzleitsys-
tem (ELS) bei der Polizeidirektion Leip-
zig im Einsatz. Ich selbst arbeite damit
seit Juni 2012. Daher kenne ich das alte
System (DFE) als Disponent nicht und
habe deswegen keine Vorurteile.

Im Schnitt werden pro Tag 300 Einsät-
ze durch die Disponenten bearbeitet.

Eine Schulung der Disponenten, um
alle Vorzüge des ELS kennenzulernen,
wurde bis jetzt noch nicht durchgeführt,
obwohl der Bedarf da ist.

Zuerst möchte ich die Vorteile des ELS
aufzählen:

Vor der Einführung des Systems hat
die bereitstellende Firma Intergraph die
Disponenten beteiligt und Anregun-
gen/Input erbeten. Vom ELS aus kann
man direkt Kontakt zu Erstanrufern bzw.
Personen aus dem Einsatz herstellen.

Eine Checkliste ermöglicht die Über-
prüfung erforderlicher Maßnahmen.
Man kann gleichzeitig mit einem Bürger
am Telefon sprechen und diesen wäh-
renddessen kurz in die Warteschleife le-
gen, damit ein Einsatzmittel disponiert
werden kann.

Es sind reichlich externe Partner im
Auskunftssystem des FNAS und ELS
vorhanden, welche sofort kontaktiert
werden können.

Die Möglichkeit der freien Belegung
der Anruf-Buttons im FNAS durch die
Administratoren ist sehr vorteilhaft.

Auch das Modul „Auswertung“ zu
eingesetzten Einsatzmitteln, Dauer der
Bearbeitung eines Auftrags bzw. Annah-
me der Notrufe und Dauer der Weiterlei-
tung ist gut.

Die Sichtbarkeit der Standorte aller
Funkstreifenwagen gewährleistet einen
effizienten Einsatz, das System macht
auch einen Vorschlag zum nächsten ver-
fügbaren Einsatzmittel.

Leider hat das ELS zahlreiche Nachteile:

Bei Verbesserungen des Systems
durch die Firma Intergraph werden die
Disponenten nicht mehr beteiligt/die An-
regungen nicht umgesetzt.

Bei Annahme eines Notrufes vergeht
sehr viel Zeit, bis sich ein Fenster öffnet,
in dem sich die Daten des Anrufers befin-
den. In dem Fenster können die Anrufer-
daten nicht geändert werden, dies wird
im Anschlussfeld/Folgeinformation auf
Monitor 2 gemacht. Bei der Zusammen-
führung von Ausgangs- und Folgeinfor-
mation kommt es zu erheblichen Zeitver-
zögerungen. Zu diesem Zeitpunkt ist
aber noch keine Einsatznummer vorhan-
den, es fehlt noch ein Einsatzort.

Damit zur nächsten Schwierigkeit: den
genauen Einsatzort zu finden, zum Bei-
spiel zu verorten, nimmt sehr viel Zeit in
Anspruch. Das System unterbreitet keine
Vorschläge (wie bei jedem preiswerten
Navigationsgerät – nach der Eingabe von
drei Buchstaben werden bereits entspre-
chende Straßen vorgeschlagen). Von
Bundesautobahnen kennt das System
nur Fahrtrichtungen, Abfahrten oder
Dreiecke/Kreuze, aber keine Kilometer-
Angaben. Die Folge ist, dass zwar ein
Einsatzmittel zum Ort geschickt werden
kann, es aber noch nicht aufgrund des
fehlenden Einsatzortes mit einer Einsatz-
nummer verknüpft werden kann.

Eine Schicht von zwölf Stunden mit ei-
nem System auf vier Monitoren mit klei-
ner Schriftgröße zu arbeiten ist sehr an-
strengend. Die Firma Intergraph richtete
auch nach einem Update die Möglichkeit
der Schriftvergrößerung ein. Das Pro-
blem ist nur, dass nach dem mehrmaligen
Wechseln zwischen unterschiedlichen
Fenstern die Schrift wieder klein ist. Das
Wechseln der Fenster ist notwendig, weil
sich die Einsatzmittel in verschiedenen
Statusangaben befinden können und so-
mit öfter nach einem Funkstreifenwagen
„gesucht“ werden muss.

Die Schriftgröße im Kontextmenü
wurde bei dem Update sogar verkleinert
und ist unveränderlich.

Die Einsatzinformationen sind nur
einzeilig und somit sehr unübersichtlich.
Um ein Einsatzmittel aus einem beliebi-
gen Status in einen Einsatz zu disponie-
ren, kann man den Funkstreifenwagen
manuell in die Einsatzliste oder umge-
kehrt ziehen, dies ist die gängigste Va-
riante. Dort ist es wichtig, genau den Ein-
satz zu treffen, den man benötigt. Wenn
zu diesem Zeitpunkt ein neuer Einsatz
hinzukommt, verschiebt sich die Liste
und das Einsatzmittel landet im falschen
Einsatz.

Eine Recherche oder eine Suche nach
bereits geschlossenen Einsätzen ist eben-
falls sehr zeitaufwändig. Auch eine Über-
nahme von Daten aus den polizeilichen
Auskunftssystemen (IVO etc.) ist nicht
möglich oder noch nicht freigeschaltet.

Insgesamt muss gesagt werden, dass
die Schwerfälligkeit des Systems für die
zügige Bearbeitung von Notrufen immer
wieder hinderlich ist.

Fazit:

Wenn das ELS mit schneller Daten-
verarbeitung, mit verbesserten Such-
funktionen, mit einer übersichtlichen
Ansicht der Einsatzmittel, einfacher Dis-
ponierung und augenfreundlicher Schrift-
größe – kurz: Bedienerfreundlichkeit –
ausgestattet würde, stellte es sicher eine
Erleichterung für die Disponenten dar.

Übrigens: am 4. Februar 2013 wurde
das ELS für den Bereich der PD Leipzig
aufgrund schwerwiegender Störungen
bis hin zum Totalausfall bis voraussicht-
lich 31. März 2013 abgeschaltet.

Ein Neustart ist für den 1. April 2013
angedacht.

Hoffentlich kein Aprilscherz!

Steffen Prautzsch

Einsatz-Leit(d)-System
Zu: Info drei – BOS-Digitalfunk DP LJ Sachsen 2/13

LANDESJOURNAL Sachsen

LESERBRIEF

Steuerbroschüre
2012

Die Besonderheiten unseres Berufs
machen sich auch in der Bearbeitung
der jährlichen Einkommenssteuer-
erklärung bemerkbar. Aus diesem
Grund hat die JUNGE GRUPPE eine
Steuerbroschüre mit allen wissenswer-
ten Änderungen aufgelegt, die Dir als
Leitfaden durch diesen Steuerdschun-
gel dienen soll. Die Inhalte und prakti-
schen Beispiele, die in der Steuerbro-
schüre aufgeführt sind, helfen Dir da-
bei, die steuergesetzlichen Vorteile,
welche Dir zustehen, auch auszu-
schöpfen.

Die 4. Auflage der Steuerinforma-
tionen kannst Du ab sofort über Deine
Kreis-/Bezirksgruppe beziehen.

Jan Krumlovsky
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Wann: 10. April 2013

Zeit: 16.00 Uhr

Wo? Stauffenbergallee 18

Wer? Alle Skatfreunde sind
dazu herzlich eingeladen.

Teilnahmegebühr: 2,00 €

Gespielt wird in zwei Runden zu je 36
Spielen am Vierertisch bzw. 27 Spiele am
Dreiertisch. Die Tischplätze werden aus-
gelost. Gespielt wird nach der Skatwett-
spielordnung.

Als Wettkampfleiter konnten wir wie-
derum unseren Senior Hans Wedemeyer
gewinnen. Es winken wertvolle Preise,
ausgelobt durch die GdP-Kreisgruppe
der Bereitschaftspolizei Dresden.

Ein kleiner Imbiss und Getränke wer-
den bereitgestellt (für GdP-Mitglieder
gratis, sonst zum Selbstkostenpreis).

Interessenten melden sich bitte bis
8. April 2013 per Telefon oder E-Mail
oder gern auch persönlich bei folgenden
Kollegen: Steffen Weiss (03 51) 81 97-
231, LIK 7 16-2 31 oder Knut Hähnel
(03 51) 81 97-2 29, LIK 7 16-2 29.

Aus organisatorischen Gründen ist ei-
ne Meldung am Spieltag leider nicht
möglich.

Gut Blatt!
Steffen Weiss

8. GdP-Preisskat

KREISGRUPPE BEREITSCHAFTSPOLIZEI DRESDEN

Anzeige
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Das elektronische Gewahrsamsbuch
… in Thüringen

So etwas gibt es in Thüringen nicht. In
der Thüringer Polizei gibt es mehr als 60
verschiedene computergestützte Anwen-
dungen zur Vorgangsbearbeitung und für
alle möglichen polizeilichen Tätigkeiten,
ein elektronisches Gewahrsamsbuch ist
bisher jedoch nicht darunter.

In Thüringen werden die Daten einer
Person, die in Gewahrsam genommen
werden muss, in Vorgangsbearbeitungs-
systemen erfasst, da ja der Grund des Ge-
wahrsams in den meisten Fällen einen
Rechtsbruch darstellt oder die Daten
werden für weitere polizeiliche Maßnah-
men benötigt.

Wird die Person dann aber ins Ge-
wahrsam eingeliefert, dann nimmt der
zuständige Beamte ein einfaches karier-
tes Arbeitsbuch zur Hand, schlägt es auf
und schreibt die relevanten Daten hinein.
Werden während des Gewahrsams Kon-
trollen durchgeführt, so werden diese
ebenfalls im Gewahrsamsbuch nachge-
wiesen. Die Effekten, die der in Gewahr-
sam befindlichen Person aus Sicherheits-
gründen bei der Einlieferung abgenom-
men werden, sind auf einem Vordruck zu
erfassen usw.

Die polizeilich relevanten Daten einer
Person, die im Gewahrsam unterge-
bracht wird, werden also in verschiede-
nen elektronischen Anwendungen ge-
speichert und auf mehreren Formularen
bzw. im Gewahrsamsbuch erfasst. Ein
Datenaustausch für verschiedene polizei-
liche Tätigkeiten ist deshalb nicht mög-
lich. Daten werden mehrfach erfasst und
diese Mehrfacherfassung stellt perma-
nent eine Fehlerquelle dar.

Es ist zu hoffen und zu wünschen, dass
ein elektronisches Gewahrsamsbuch
auch für die Thüringer Polizei bald zur
Verfügung steht und den Kolleginnen
und Kollegen im Einsatz- und Streifen-
dienst die Arbeit erleichtert. Es würde
auch den Datenaustausch ermöglichen
und anderen Diensteinheiten die Re-
cherche erleichtern.

Edgar Große

… in Sachsen

Einführung April 2007 in der PD Leip-
zig. Es ist verankert im Einsatzmanage-
ment-System (EMS-Web) und dort als
Teil des Systems Planung – Einsatz – Statis-
tik. Die Nutzung erfolgt im zentralen Poli-
zeigewahrsam und den Polizeirevieren.
Der große Vorteil besteht darin, dass es
durch jeden Beamten eingesehen werden
kann. Leiter von Kriminaldiensten und
Kommissariaten sind somit in der Lage, je-
derzeit zu prüfen, ob in Gewahrsam be-
findliche Personen für ihre eigene Arbeit –
z. B. bezüglich offener Vorgänge – relevant
sind. Ein weiterer Vorteil besteht darin,
dass alle Dokumente zu betroffenen Per-
sonen direktionsweit einheitlich vorliegen
und somit auch gleich gehandhabt werden.
Es lassen sich vielfältige Aussagen zum Be-
troffenen eintragen, u. a. auch die Einho-
lung der richterlichen Entscheidung zum
Gewahrsam, die ärztliche Feststellung der
Gewahrsamsfähigkeit, eventuelle Medika-
mentengabe, Verpflegung, eine mögli-
cherweise zu verständigende Person sind
auf einen Blick ersichtlich. Der Ablauf des
gesamten Vorganges – von der Einliefe-
rung bis zur Entlassung – ist, einschließlich
der Effektenaufstellung, insgesamt sehr
übersichtlich angelegt. Das Ausfüllen
mehrerer Vordrucke entfällt, der gesamte
Vorgang ist in einem Dokument erfasst.
Allerdings sind bei den Effekten und den
Bemerkungsfeldern die vorgegebenen
Felder für zu wenige Zeichen hinterlegt,
sodass man manchmal um eine Vielzahl
von Abkürzungen nicht umhinkommt.
Die Kontrollzeiten des in Gewahrsam ge-
nommenen werden auch im Gewahrsams-
buch erfasst, eine Überschreitung der
Kontrollzeiten wird anzeigt. Wünschens-
wert wäre hier noch eine akustische Erin-
nerungsfunktion. Dass das Datum bei Re-
cherchen in amerikanischer Schreibweise
eingegeben werden muss, ist nicht anwen-
derfreundlich. Die Möglichkeit, Recher-
chen zu führen, gerade auch wenn Rechts-
mittel eingelegt werden, ist sehr hilfreich.
Vor allem ist der komplette Vorgang dazu
vorhanden und bis auf die Minute nach-
vollziehbar. Probleme gibt es noch beim
Ausdruck des Vorganges, der erst nach ei-
nem Neustart möglich wird.

Eckehard Goudschmidt

… in Sachsen-Anhalt

Seit dem Jahr 2010 befindet sich die
Anwendung „Elektronisches Freiheits-
entziehungsbuch“ (EFB) in Sachsen-An-
halt im Echtbetrieb. Dem ging eine lange
Testphase voraus. Die Software wurde
vom Technischen Polizeiamt (TPA) als
Web-Applikation mit dem Ziel entwi-
ckelt, die handgeführten Gewahrsamsbü-
cher abzulösen. Weiterhin wird eine ver-
besserte Dokumentation aller Gewahr-
samsmaßnamen, deren Kontrollen und
ein vereinheitlichtes Berichtswesen er-
reicht.

Das EFB steht als zentrales System
landesweit und direktionsübergreifend
zur Verfügung und es kann jeder Polizei-
beschäftigte für die Anwendung berech-
tigt werden. Das Prinzip der Einmalerfas-
sung von Daten wird auch beim EFB
konsequent umgesetzt. Es können die
Daten für den Gewahrsam aus den For-
mularen Einlieferungsbeleg, Einliefe-
rungs- und Festnahmeanzeige übernom-
men werden. Es können aber auch Vor-
gänge direkt im System angelegt werden.

Die Datenübernahme geht auch in die
andere Richtung und so steht eine Ge-
wahrsamsübersicht in der Lagestatistik
zur Verfügung und im WAR-SA ist der
eine Kurzauskunft des Gewahrsamsda-
tensatzes zu sehen. Bei jedem Datensatz
besteht die Möglichkeit, Korrekturen
und Ergänzungen vorzunehmen. Es kön-
nen zusätzliche Informationen zu den
Personen erfasst werden, die automati-
sche Kontrollfunktionen veranlassen
(z. B. „Alkoholisiert“). Alle Maßnah-
men, Kontrollen, deren Anweisung und
Durchführung werden revisionssicher
dokumentiert.

In EFB können folgende Rollen zuge-
wiesen werden: Gewahrsamsbeamter, er-
weiterter Gewahrsamsbeamter, Gewahr-
samskontrolle und Leiterfunktion. Jede
Rolle ist mit klar abgegrenzten Funktio-
nen und Aufgaben hinterlegt. Nach fast
drei Jahren EFB kann man sagen, dass
sich das System bewährt hat und ständig
angepasst und weiterentwickelt wird.

Jens Hüttich


